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Im Rahmen des Ausbaus der Breitbandversorgung ist zu Projektbeginn die Entschei-
dung zu treffen, ob dieser als freiwillige kommunale Aufgabe erbracht wird. Die Be-
gründung der Entscheidung kann darin liegen, dass eine flächendeckende Breitband-
versorgung der Bevölkerung einen Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge bildet. Mit 
dem kommunalen Realisierungsmodell geht ein unmittelbarer Einfluss auf die Planung 
und die verbaute Technologie einher. Außerdem wird ein langfristiger Vermögenswert 
gebildet, der so bilanziert werden kann. Die günstige Refinanzierung über einen Kom-
munalkredit bildet einen weiteren Vorteil gegenüber der privatwirtschaftlichen Leis-
tungserstellung. 
Alternativ ist die Ausschreibung und vollständige Weitergabe der Bundesfördermittel an 
einen privaten Anbieter möglich (Wirtschaftlichkeitslückenmodell). In diesem Fall ist 
das Vorliegen einer Wirtschaftlichkeitslücke zu prüfen. Diese liegt vor, wenn es für ei-
nen (privaten) Anbieter bisher nicht möglich war, die Breitbandversorgung der Endkun-
den mit einem rentablen Geschäftsmodell sicherzustellen. Die Identifikation der Wirt-
schaftlichkeitslücke ist die Voraussetzung für die Förderung durch Bund und Länder. 
Außerdem dient die Feststellung der Einschätzung des Marktes. Wo diese vorliegt, ist 
kein Wettbewerb von leitungsgebundenen Internetanbietern zu erwarten. An dieser 
Stelle wird jedoch die kommunale Eigenrealisierung des Breitbandnetzausbaus fokus-
siert. 
Die Verlegung passiver Breitbandinfrastruktur wird durch den Bund und ergänzend 
durch den Freistaat gefördert. Das betrifft Gemeinden, Landkreise und Verwaltungs-
gemeinschaften. Die Vergabe der Fördermittel erfolgt nach dem sogenannten Wind-
hundverfahren, d.h. die Vergabe wird entsprechend der Reihenfolge des zeitlichen 
Eingangs der vollständigen Anträge vergeben. 
Grundsätzlich beträgt der Fördersatz 50 % der zuwendungsfähigen Ausgaben. Wenn 
sich das Projektgebiet um ein Gebiet mit einer geringen Wirtschaftskraft handelt, sind 
Fördermittelanteile des Bundes in Höhe von bis zu 70 % möglich. Der Freistaat Sach-
sen stockt diesen Fördersatz auf 100 % auf und übernimmt damit den Eigenanteil.  
Diese Handreichung stellt die Phasen eines Breitband-Betreibermodells, bei dem der 
Netzausbau durch eine kommunale Gebietskörperschaft durchgeführt wird, dar. Nach 
der tabellarischen Phasenübersicht – zu Beginn einer jeden Phase – wird näher auf die 
einzelnen Schritte innerhalb der Phasen eingegangen. In den blauen Kästen – zu Ende 
einer jeden Phase - sind Verweise auf hilfreiche Webseiten bzw. Kontakte von An-






















 Phase 1: Fördermittel beantragen 
Fördermittel beantragen Ergebnis 
• Ziele definieren 
• Markterkundungsverfahren 
• Fördermittelantrag ausfüllen 
Vorläufiger Zuwendungsbescheid 
 
In dieser Phase sind grundsätzliche Informationen einzuholen und Entscheidungen zu 
treffen, die die gesamte Projektdauer beeinflussen. Daher gilt es mit besonderer Sorg-
falt zu agieren und sich auf Grundlage der Rahmenbedingungen für die kommunalen 
Handlungsmöglichkeiten erste Entscheidungen zu treffen.  
 
Ziele definieren 
Die Projektidee sollte systematisch ausgebaut und konkretisiert werden, um grundsätz-
liche Überlegungen und Abwägungen durchzuführen. Dies umfasst u.a. die Fragen, 
welche Gebiete angeschlossen werden sollen und welche Technik Verwendung findet. 
Die Schlüsselfrage besteht darin zu klären, welche Rolle die Kommune einnimmt sowie 
welche Aufgaben, Kosten, Risiken und Verantwortungen sich daraus ableiten. Am En-
de muss unter den beteiligten Akteuren ein gleiches Verständnis über die Zielsetzung 
des Projekts herrschen. 
 
Markterkundungsverfahren 
Der Gesetzgeber schreibt für jeglichen Markteingriff, daher auch für das geförderte 
Betreibermodell, ein Markterkundungsverfahren vor. Das Markterkundungsverfahren 
dient dazu, einen objektiven Überblick über die technischen und wirtschaftlichen Mög-
lichkeiten der Breitbandversorgung zu erlangen. Begleitend werden alle regional täti-
gen Anbieter angeschrieben, um eine Mitteilung zu den absehbaren Ausbauplanungen 
für die ausbaurelevanten Ortslagen zu erhalten. Bei der Markterkundung sollten den 
Unternehmen möglichst genaue Rahmendaten zum Erschließungsgebiet zur Verfü-
gung gestellt werden (z. B. Zahl der Haushalte, Siedlungsstruktur und -dichte, vorhan-
dene Infrastrukturen, Anzahl und Namen der einzelnen Ortsteile, Übersichtskarten 
etc.). Die Dokumente müssen auf www.breitbandaussschreibungen.de für einen nun 








 Phase 1: Fördermittel beantragen 
Bedarfserhebung  
Mit Hilfe einer Bedarfsanalyse wird die Erwartungshaltung der Bürger abgefragt (Ge-
genwart und Prognose), das zu versorgende Gebiet eingegrenzt und die Grundlage für 
weitere Planungen (z.B. für die Machbarkeitsstudie) geschaffen. Insbesondere sind die 
Fragen zu (i) der aktuellen Versorgungslage, (ii) der gewünschten Breitbandversor-
gung, (iii) der Zahlungsbereitschaft für die Leistungsbereitstellung und (iv) des Status‘ 
der Endnutzer (Unternehmen/ Privatperson) inhaltlich relevant. 
 
Fördermittelantrag ausfüllen 
Der Fördermittelantrag ist bei der Bewilligungsbehörde schriftlich und online unter dem 
Online-Portal www.breitbandausschreibungen.de einzureichen. Das BMVI beauftragt 
die atene KOM GmbH als Projektträger mit der Durchführung des Bundesförderpro-
gramms zur Unterstützung des Breitbandausbaus in Deutschland. Das Unternehmen 
berät Sie auch zur Antragsstellung. Nach den Förderbedingungen des Bundes müssen 
vorrangig die zwei folgenden Kriterien erfüllt werden:  
a) Es liegt lediglich eine Breitbandverfügbarkeit von unter 30 Mbit/s (downstream) 
der Haushalte im Ausbaugebiet vor. Der Breitbandatlas bietet eine adressen-
scharfe Übersicht über die Breitbandverfügbarkeit vor Ort.  
b) Kein anderer Anbieter plant, diese Lücke der regionalen Breitbandverfügbarkeit 
in den nächsten drei Jahren zu schließen. Der Nachweise über einen geplanten 
Ausbau erfolgt hier mithilfe der Vorlage eines Projektplans (inklusive Meilen-
steinplanung) durch den möglichen Anbieter. Dafür sollten die lokalen Netzbe-
treiber direkt kontaktiert werden und weiterhin das Interesse der Kommune, den 
Breitbandausbau selbst in die Hand zu nehmen, auf dem genannten Bunde-
sportal verkündet werden. 
Grundsätzlich beträgt der Fördersatz des Bundes 50 % der zuwendungsfähigen Aus-
gaben. Der Freistaat Sachsen stockt diesen Fördersatz auf mindestens 90 % auf. 
Wenn sich das Projektgebiet um ein Gebiet mit einer geringen Wirtschaftskraft handelt, 
sind 100% als Fördersatz zu beantragen. Sobald ein vorläufiger Förderbescheid vor-
liegt, ist die Kofinanzierung der Fördermaßnahmen durch dem Freistaat Sachsen zu 
beantragen. Als Bewilligungsbehörde fungiert hier die Landesdirektion Sachsen. Das 
Land übernimmt den Eigenanteil, sodass die förderfähigen Breitbandausbauprojekte 













Richtlinie „Förderung zur Unterstützung des Breitbandausbaus in der Bundesrepublik  
Deutschland“ – Bekanntmachung des BMVI vom 03.07.2018: 
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Anlage/Digitales/foerderrichtlinie-
breitbandausbau.pdf?__blob=publicationFile 






 Phase 2: Pächter ausschreiben 
Pächter ausschreiben Ergebnis  
• Ausschreibung des Pächters und Ver-
tragsabschluss 
Vertrag mit Pächter 
 
Diese Phase führt zu ersten Entscheidungen, die für die Kommune klare Folgen hat. 
Es gilt eine Lösung zu finden, wer den Betrieb und Vertrieb der zu schaffenden Leis-
tung durchführt. Spätestens aus dieser Entscheidung können sich erste langfristige 
Verpflichtungen der Kommune ableiten.  
 
Ausschreibung des Pächters und Vertragsabschluss 
Da in der Regel kein spezialisierter kommunaler Eigenbetrieb existiert oder gegründet 
wird, um das Breitbandnetz zu betreiben, erfolgt üblicherweise eine Ausschreibung des 
Pächters. Dabei werden Betrieb und der Vertrieb häufig gemeinsam ausgeschrieben, 
sodass der letztendliche Verkauf von Internet-Telefonie-Verträgen an den Pächter 
übertragen wird. 
Der vorläufige Förderbescheid verpflichtet die Gebietskörperschaft die Vergabebe-
stimmungen des Landeshaushaltsrechts bzw. des Bundes zu beachten. Dabei ist ein 
wettbewerbliches Verfahren gemäß den bundesrechtlichen und europarechtlichen Vor-
gaben sicherzustellen. Konkret muss eine diskriminierungsfreie, transparente und 
rechtsstattliche Ausschreibung und Vergabe stattfinden. Ein externer Berater kann bei 











 Phase 3: Netzplanung & Ausschreibung Tiefbau 
Netzplanung & Ausschreibung Tiefbau Ergebnis  
• Zuständigkeiten festlegen 
• Planungsbüro ausschreiben 
• Zielvereinbarungen treffen und  
Meilensteine definieren 
• Projektbegleitung festlegen (Dokumentation) 
• Finanzierungskonzept erstellen 
• Ausschreibung des Tiefbauers 
Verträge mit Planungs-




Nachdem grundlegende Entscheidungen in den vorhergehenden Phasen getroffen 
wurden, ist in dieser Phase die konkrete Vorbereitung der anstehenden Maßnahmen 
zu planen. Hier müssen die Details zur Durchführung des Vorhabens geplant und zuei-
nander in Verbindung gesetzt werden. 
 
Zuständigkeiten festlegen 
Nur die wenigsten Kommunen haben ausgewiesene Verantwortliche im Bereich des 
Breitbands. Zugleich berührt der Breitbandausbau viele kommunale Handlungsfelder, 
wie Finanzen, Bau, Soziales, Verwaltung, Bildung. Zielführend ist es, ressortübergrei-
fend zu handeln und ein Projektteam zu bilden, welches alle Kompetenzen bündelt, die 
sich aus der Projektidee ableiten. Falls möglich, ist es zu empfehlen, Akteure mit pro-
zessrelevantem Wissen und ersten Erfahrungen in diesem Bereich einzubinden. Die 
eindeutige Festlegung von Verantwortlichkeiten und Aufgabenbereichen innerhalb des 
Projektteams ermöglichen eine klare Zuordnung einzelner Arbeitsschritte. Die Definiti-
on solcher Zuständigkeiten ist v.a. dort wichtig, wo sie nicht selbstverständlich sind.  
 
Planungsbüro ausschreiben 
Für die Planungsleistungen sollte ein spezialisiertes Planungsbüro für Telekommunika-
tionsnetze beauftragt werden. Das Projektteam muss entscheiden, welche Aufgaben 
selbst erledigt werden können und welche dem beauftragten Planer übertragen wer-
den. Typische Grundleistungen, die ein Planer übernehmen kann, sind: 
- Grundlagenermittlung (Aufgabenstellung, Randbedingungen, Entscheidungshil-
fen, Ortsbegehung)  




 Phase 3: Netzplanung & Ausschreibung Tiefbau 
- Entwurfsplanung (Entwurf und Erläuterungsbericht, Genehmigungsfähigkeit,  
Finanzierungsplan, Kostenberechnung, Ablauf- und Zeitplan) 
- Genehmigungsplanung (Abstimmung mit Behörden, Mitwirkung Stellungnah-
men) 
- Ausführungsplanung (zeichnerische Darstellung, Erläuterungen, Berechnungen) 
- Vorbereiten der Vergabe (Erstellung Vergabeunterlagen)  
- Mitwirken bei der Vergabe (Einholen / Prüfen von Angeboten, Mitwirkung Auf-
tragserteilung)  
- Bauoberleitung (Bauüberwachung, Kostenfeststellung, Abnahme / Überwa-
chung) 
- Objektbetreuung (Mängelfeststellung und fachliche Bewertung) 
Je nach Größe der Gebietskörperschaft und des Projekts sowie je nach in Anspruch 
genommenen Einzelleistungen (nur Vorplanung oder ganzes Aufgabenpaket) kann 
sich die Entlohnung des Planers grundsätzlich an den preisgebundenen oder preis-
freien Leistungen der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI) orientie-
ren. In der Praxis wird diese Ordnung häufig so verwendet. 
 
Zielvereinbarungen treffen und Meilensteine definieren 
In übersichtlicher Form ist das Projekt durch den Planer in seine Hauptbestandteile 
aufzugliedern und die Abhängigkeit und Beziehungen der wesentlichen Bestandteile 
(Teilprojekte, grobe Arbeitspakete) zueinander sind darzustellen. Die Grobstruktur 
dient allen Beteiligten zur besseren Orientierung, v.a. in den nächsten Schritten der 
Zusammenarbeit.  
Neben der Erstellung der Grobstruktur des Projekts sind in dieser Projektphase auch 
erste Entscheidungspunkte über nachprüfbare Teilergebnisse (Meilensteine) zu be-
schreiben, in eine zeitliche Reihenfolge zu bringen und mit vorläufigen Terminen zu 
versehen. Für die Meilensteine ist ein Verantwortlicher zu bestimmen. Da in dieser 
Projektphase nur eine grobe Vorstellung über den tatsächlichen Ablauf des Ausbaupro-
jektes vorliegen kann, müssen die Meilensteine im Projektverlauf gegebenenfalls noch 
aktualisiert und verfeinert werden. Zeitpuffer für Verzögerungen sind von Beginn an mit 









 Phase 3: Netzplanung & Ausschreibung Tiefbau 
Projektbegleitung festlegen (Dokumentation) 
Eine gute Planung dient auch dazu, die Umsetzung eines Projekts zu überwachen und 
die Ergebnisse auszuwerten. Als wichtig haben sich vor allem eine gute Dokumentati-
on aller Arbeitsschritte und eine zielführende interne Kommunikation dieser zwischen 
allen Beteiligten herausgestellt. Die Dokumentation sollte vor allem in größeren Projek-
ten einer klaren Struktur folgen. Sie umfasst regelmäßige Berichte (quartalsweise), in 
denen die Arbeitspläne (Soll) mit dem tatsächlich Erreichten (Ist) abgeglichen und aus-
gewertet werden. So können maßgebliche Verzögerungen oder andere Projekt gefähr-
dende Entwicklungen frühzeitig erkannt und Gegenmaßnahmen eingeleitet werden. 
Außerdem ist die ordnungsgemäße Dokumentation für den späteren Abruf der För-
dermittel unabdinglich! In aller Regel ist ein dynamisches Vorgehen zu betonen, d.h. 




Hier stellt sich die Frage, ob die gegenwärtige Haushaltslage einen Vorschuss der Zah-
lungsverpflichtungen ermöglicht. Da die Fördermittel erst nach dem Nachweis der er-
folgten Verwendung ausgezahlt werden, müssen die Möglichkeiten der Zwischenfinan-
zierung geprüft werden. Dafür sind auch die Finanzierungsprogramme von der KfW, 
Landwirtschaftlicher Rentenbank, Sächsischer Aufbaubank ebenfalls zu überprüfen. 
Grundsätzlich gilt es sich frühzeitig mit der Kommunalaufsicht ins Benehmen zu setzen 
 
Ausschreibung des Tiefbauers 
Normalerweise ist der kommunale Bauhof nicht in der Lage, die Tiefbauleistung zu 
erbringen. Eine Inhouse-Vergabe kommt somit nicht in Frage. Bei einer Vergabe an 
Dritte wiederum können entweder nur Teilleistungen oder aber das gesamte Baupro-
jekt ausgeschrieben werden.  
Auch hier sind laut Förderbescheid und je nach Auftragswert des Vorhabens den 
Vergaberegelungen des Landes und des Bundes zu folgen. Der Planer hilft auch hier 
bei der Erstellung der Vergabeunterlagen, bei dem Einholen und Prüfen von Angebo-
ten sowie bei der Auftragserteilung. 
Links: 






 Phase 4: Durchführung 
Durchführung Ergebnis  
• Vorfinanzierung 
• Bauprojekt 
• Projektcontrolling und Dokumentation pflegen 
Fertigstellung des Tiefbaus 
 
Diese Phase ist je nach Besonderheit des Projekts zu untergliedern, insbesondere, 
wenn Zwischenergebnisse bei Meilensteinen abgenommen werden sollen. Es können 
ggf. Cluster gebildet werden, um die Fördermittel bereits zum Abschluss dieser Teilpro-
jekte zu erhalten und somit die Finanzierung des Projekts zu erleichtern. 
 
Vorfinanzierung 
Die Kommunen müssen Ausbaumaßnahmen teilweise vorfinanzieren, da Zuwen-
dungsempfänger Fördermittel erst dann in Anspruch nehmen können, wenn die Rech-
nungen für die Leistungen im Rahmen des Breitbandausbaus bezahlt sind. Grundsätz-
lich besteht die Möglichkeit, mittels vorhandener Haushaltsmittel in Vorleistung zu 
gehen, ggf. ist aber die Aufnahme von Darlehen erforderlich. 
 
Bauprojekt 
Die Gebietskörperschaft gilt grundsätzlich als Bauherr und ist damit verantwortlich für 
die Durchführung des Bauvorhabens. Dennoch kann die Bauoberleitung, also die Bau-
überwachung, die Kostenfeststellung und die Abnahme an den Planer übergeben wer-
den. Falls auch die Überwachung vom Planungsbüro übernommen wird, sind insbe-
sondere für die folgende Aufgabe absprachen zu treffen. 
 
Projektcontrolling und Dokumentation pflegen 
Um ein leistungsfähiges Projektcontrolling einführen zu können, muss sich die Projekt-
leitung zunächst überlegen, welche Informationen den Zustand des Projektes so wie-
dergeben können, dass daraus gültige Schlussfolgerungen gezogen werden können. 
Die zu erhebenden Projektdaten müssen unbedingt mit geplanten Daten vergleichbar 
sein. Zusätzlich zu Kontrollobjekten aus dem betriebswirtschaftlichen Bereich (Termi-





 Phase 5: Abschluss 
Abschluss Ergebnis  
 Abschlussbericht (inklusive Erfolgskontrolle) er-
stellen 
 Netzbetreuung 
 Ressourcen zurückführen und Projektorganisa-
tion auflösen 
Abschlussbericht und Ein-
gang der Fördergelder 
 
Im Mittelpunkt der letzten Phase stehen die Erfolgskontrolle und die Regelung des zu-
künftigen Controllings während des Bestehens des Pachtvertrages und etwaiger Vor-
bereitungen für die Zeit nach dem Vertragsende mit dem Pächter. 
 
Abschlussbericht (inklusive Erfolgskontrolle) erstellen 
Jedes Projekt ist mit einem Endbericht und einer ausführlichen Bewertung abzuschlie-
ßen. Zudem fordert das BMVI ist jährlich in einer Erfolgskontrolle festzustellen, ob das 
Projektziel erreicht sowie ob Zeit- und Kostenpläne eingehalten wurden. Diese fordert 
das BMVI jährlich zu Jahresende an. Das Bundesministerium überprüft hauptsächlich, 
ob die im Rahmen des Förderbescheids definierten Ziele erreicht wurden bzw. ob der 
derzeitige Umsetzungsstand die entsprechende Zielerreichung vermuten lässt.  
 
Netzbetreuung 
In der Regel ist der Lebenszyklus der Breitbandinfrastruktur länger als die Vertrags-
dauer, die mit dem Pächter geschlossen wurde. Wenn daher nicht bereits in Phase 2 
ein Monitoring zur Mängelfeststellung der Infrastruktur vertraglich vereinbart wurde, 
was zu empfehlen ist, gilt es dies nun zu sichern, damit nach Ende des Pächterver-
trags klare Informationen über den Zustand der Infrastruktur vorliegen.  
 
Ansprechpartner: 
Kompetenzzentrum für kommunale Infrastruktur Sachsen 
http://www.wifa.uni-leipzig.de/index.php?id=9345 
Tel.: 0341 973 362 3 
PSPC GmbH (Infrastrukturberatung) 
http://www.psp-consult.de/kontakt/ 
Tel.: 030 315 199 0 
Atene KOM (Projektträger des Förderprogramms) 
https://atenekom.eu/ 
 
Das Kompetenzzentrum für kommunale Infrastruktur Sachsen (KOMKIS) stellt eine 
kostenfreie Informations- und Beratungsplattform für die kommunale Ebene in Sachsen dar. Im 
Schnittstellenbereich zwischen Verwaltung, Wissenschaft und Politik agiert das KOMKIS als 
kompetenter Informationsgeber, neutraler Vermittler und inhaltlicher Ansprechpartner zu Themen 
der kommunalen Infrastrukturbeschaffung, -erhaltung und -bewirtschaftung. 
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